
 

Stellungnahme des Hauptpersonalrats beim Thüringer Ministerium 
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft zur 
Thüringer Verordnung über die Ausgestaltung der 
Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Hochschulen des 
Landes (Thüringer Hochschulzusammenarbeitsverordnung – 
ThürHSZusVO)  

Anhörung zum Verordnungsentwurf 

Der Hauptpersonalrat beim TMWWDG begrüßt, dass das Ministerium Leistungsaustausch 
zwischen den Hochschulen so regeln möchte, dass keine unnötige Belastung der 
Hochschulhaushalte durch anfallende Umsatzsteuer entsteht. 

Um Rechtssicherheit herzustellen, ist vorab eine Prüfung durch die zuständigen 
Finanzbehörden durchzuführen, deren Ergebnis in die Begründung zur Verordnung eingehen 
muss. 

In § 2 des Entwurfs wird auf die im ThürHG genannten wissenschaftlichen Einrichtungen und 
Betriebseinheiten eingegangen, sie werden „Hochschulkooperationen“ genannt. 

In § 3 des Entwurfs werden „Verwaltungskooperationen“ beschrieben, die ebenfalls ein 
Zusammenwirken der Hochschulen im Sinne des § 5 (10) ThürHG darstellen. 

In beiden Paragraphen werden der Status Quo beschrieben und bestehende Kooperationen 
bzw. Einrichtungen teils sehr konkret genannt. Angesichts des Prozesses der 
Hochschulentwicklung 2030+ sehen wir dies als problematisch. In § 2 ist die Aufzählung durch 
„insbesondere“ zwar offen, in § 3 sind jedoch die Innenrevision, der Standort Weimar und die 
Zusammenarbeit mit dem Studierendenwerk abschließend genannt. Eine regelmäßige 
Überarbeitung kann vermieden werden, wenn die Formulierungen generell abstrakt, 
vergleichbar zum Kommunalrecht, gefasst werden.  

Die alleinige Ausrichtung der Verordnung auf steuerrechtliche Aspekte ist aus unserer Sicht 
zu eng gefasst. Die Bedingungen der Beschäftigten in den Hochschul- und 
Verwaltungskooperationen werden nicht geregelt. 

Daher sind §§ 2 und 3 so zu fassen, dass ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
(Kooperationsvertrag) zu schließen ist, der zugleich die Beschäftigungsbedingungen der in der 
Kooperation Tätigen regelt, wobei die Mitbestimmung durch die Personalräte sicherzustellen 
ist. 

Aus Sicht des Hauptpersonalrats ist es jedoch zielführender, gleich in der Verordnung zu 
regeln, dass im Rahmen dieser Hochschul- und Verwaltungskooperationen Beschäftigte 
genau einen Arbeitsvertrag bzw. genau ein Dienstverhältnis mit nur einer Hochschule haben 
können und dass Abordnungen nicht zulässig sind. 
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Es müssen ausschließlich die Bedingungen der Stammdienststelle für die Beschäftigten 
gelten, auch wenn Leistungen für andere Dienststellen erbracht werden. 
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